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Abréviations

EFTA Européische Freihandelsassoziation

WTO Welthandelsorganisation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

EU Européische Union

NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale

BVET Bundesamt flr Veterinarwesen (spéter: Bundesamt flr
Lebensmittelsicherheit und Veterinarwesen BLV)

BV Bundesverfassung

AELE Association européenne de libre-échange

OMC Organisation mondiale du commerce

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats

UE Union européenne

NLFA Nouvelle ligne ferroviaire a traverser les Alpes

OVF Office fédéral vétérinaire (aprés: Office fédéral de la sécurité
alimentaire et des affaires vétérinaires OSAV)

Cst Constitution fédérale
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MOTION
DATE: 14.12.2012
MARC BUHLMANN

MOTION
DATE: 07.10.2013
MARC BUHLMANN

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Institutions et droits populaires
Droits populaires

Fir einigen Wirbel sorgten die Referenden gegen die Steuerabkommen mit
Deutschland, Grossbritannien und Osterreich, die von der Auns, dem Bund der
Steuerzahler, der Juso und der jungen SVP ergriffen wurden. Aufgrund von Termindruck
musste das Abstimmungsbuchlein mit den Referenden bereits gedruckt werden,
obwohl noch nicht klar war, ob die Referenden Uberhaupt zustande kommen wirden.
Erst Ende Oktober verfligte die Bundeskanzlei das Nichtzustandekommen der drei
Referenden aufgrund fehlender Unterschriften. Vom b56-seitigen Bundesbuchlein
waren also nur noch 18 Seiten (fiir die Anderung des Tierseuchengesetzes) giltig. Die
Mehrkosten fur den Druck betrugen rund CHF 1 Mio. Flr lange Diskussionen sorgte aber
auch die Kritik der Referendumskomitees an einzelne Gemeinden, welche fir die
Beglaubigung der Unterschriften zu viel Zeit gebraucht hatten. Das Bundesgesetz tUber
politische Rechte (Art. 62) sieht vor, dass die Unterschriften ,unverziglich® beglaubigt
und dem Komitee zurtickgegeben werden missen. Vor allem die Auns beméngelte
insbesondere Gemeinden aus dem Kanton Genf, die beglaubigte Unterschriften mittels
B-Post zurtckgeschickt hatten, welche dann nicht fristgerecht eingereicht werden
konnten. Sie kindigte eine Liste sdumiger Gemeinden und gar eine Beschwerde ans
Bundesgericht an. Auch der Gewerbeverband beklagte das Verhalten der Gemeinden im
Rahmen seiner Unterschriftensammlung gegen das Raumplanungsgesetz. In der Folge
wurden verschiedene Loésungen diskutiert. Den Gemeinden solle etwa eine Frist
vorgeschrieben werden oder die Beglaubigung sei ausserhalb der Referendumsfrist von
90 Tagen anzusetzen. Eine dhnliche Diskussion wurde bereits Anfang der 1990er Jahre
gefuhrt, als das Referendum gegen die NEAT nur sehr knapp zustande gekommen war.
Die Staatspolitische Kommission reichte in der Folge eine Kommissionsmotion ein, die
getrennte Fristen fir das Sammeln und Beglaubigen der Unterschriften verlangt. Noch
in der Wintersession nahm die grosse Kammer das Begehren an. Im Standerat stand das
Geschaft 2012 noch aus. Ebenfalls noch nicht behandelt war eine Motion Stamm (svp,
AG) (12.4260), die die Verantwortung flr die Beglaubigung nach der Frist flir die
Unterschriftensammlung an die Bundeskanzlei Ubertragen will. '

Die aufgrund der Probleme bei der Unterschriftensammlung fur die Referenden gegen
die Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutschland, Osterreich und Grossbritannien
eingereichte und noch 2012 von der grossen Kammer gutgeheissene Motion der
Staatspolitischen Kommission des Nationalrats wurde im Berichtjahr im Sténderat
behandelt. Inhalt der Motion war die Forderung nach getrennten Fristen fiir das
Sammeln und die Beglaubigung der Unterschriften. Besagte Referenden waren knapp
nicht zustande gekommen, woflir die Referendaren - allen voran die Auns - das
schleppende Beglaubigungsverfahren in den Gemeinden verantwortlich gemacht
hatten. In der Zwischenzeit hatte das Bundesgericht die Beschwerde der Auns
allerdings abgewiesen. Die nachgereichten bescheinigten Unterschriften waren nicht
fristgerecht eingereicht und deshalb als unglltig betrachtet worden. Das Gericht
bekréaftigte damit Artikel 141 BV, wonach bescheinigte Unterschriften bis spatestens am
letzten Tag der 100-tégigen Frist bei der Bundeskanzlei eintreffen mdussen.
Bundeskanzlerin Casanova wies die Standerate darauf hin, dass die Probleme haufig bei
der mangelnden Organisation der Referendumskomitees selber liegen, welche die
Unterschriften den Gemeinden zu spat oder gesammelt statt gestaffelt zur
Beglaubigung Uberreichen. Auch weil der Bundesrat in seiner Antwort auf die Motion
darauf hinwies, dass er eine Teilrevision der politischen Rechte zu diesem Anliegen
vorbereite, lehnte die kleine Kammer die Motion mit 32 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen
ab. Eine Motion Stamm (svp, AG) (12.4260), die in eine &hnliche Stossrichtung zielte,
wurde in der Folge auch im Nationalrat mit 127 zu 66 Stimmen abgelehnt. Die SVP wurde
in diesem Begehren einzig von der geschlossenen grinen Fraktion unterstitzt. In der
Vernehmlassung, in welche die besagte Revision der politischen Rechte im Marz
geschickt wurde, stiess die Idee einer gestaffelten Frist auf eher negative Reaktionen. ?
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MOTION
DATE: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

MOTION
DATE: 19.06.2020
AMANDO AMMANN

Politique étrangeére
Relations avec I'UE

Piero Marchesi (svp, Tl) forderte im Mérz 2021 in einer Motion die sofortige Aufnahme
von Verhandlungen zur Aushandlung eines neuen Freiziigigkeitsabkommens mit der
EU. Dabei sollten die Bilateralen Abkommen beibehalten werden, zugleich aber auch
Artikel 121a der Bundesverfassung - der bei der Masseneinwanderungsinitiative
angenommen worden war und dessen Vereinbarkeit mit der Personenfreizigigkeit fur
Komplikationen gesorgt hatte - angewendet werden. Marchesi argumentierte, dass das
Vereinigte Konigreich als Ex-EU-Mitgliedstaat durch das neue Freihandelsabkommen
mit der EU bessergestellt sei als zuvor. Er monierte, dass die Schweiz die Einwanderung
trotz der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative nicht autonom kontrolliere. Das
bisherige Freizlgigkeitsabkommen mit der EU habe «in den letzten 20 Jahren
betrachtliche Probleme verursacht». Das neue Abkommen zwischen dem UK und der
EU habe gezeigt, dass die EU offen fur andere Losungen als die der Bilateralen
Abkommen sei. Die Schweiz solle diesen Prazedenzfall nutzen, um die Nachteile des
gegenwartigen Freizlgigkeitsabkommens abzuschwéachen oder zu beseitigen. In seiner
Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion, da sich die
Schweizer Stimmbevoélkerung im September 2020 durch die Ablehnung der
Begrenzungsinitiative fur den Erhalt der Personenfreizlgigkeit ausgesprochen habe.
Darlber hinaus unterscheide sich das britische Modell vom bilateralen Weg der
Schweiz, da es sich dabei um ein Handels- und Kooperationsabkommen handle, das in
ausgewahlten Bereichen zusatzliche Kooperation vorsehe, bei dem aber nicht-tarifare
Handelshemmnisse bestehen blieben. Der bilaterale Weg der Schweiz gehe weit Gber
den blossen Freihandelsansatz hinaus und verschaffe dem Land in gewissen Sektoren
einen «gleichberechtigten, weitgehend hindernisfreien Zugang» zum EU-Binnenmarkt.
Der Bundesrat verwies auch darauf, dass er schon in den Schlussfolgerungen des
Berichts in Erflllung des Postulats Keller-Sutter (fdp, SG; Po. 13.4022) festgestellt habe,
dass selbst ein modernisiertes, umfassenderes Freihandelsabkommen einen
Ruckschritt im Vergleich zu den bilateralen Abkommen darstellen wirde. Der
Nationalrat nahm sich in der Frihjahrssession 2022 der Sache an und lehnte die Motion
gegen den Widerstand der SVP mit 137 zu 53 Stimmen klar ab. °

Relations avec d'autres Etats

Im Marz 2020 reichte FDP-Nationalrat Damien Cottier (fdp, NE) eine Motion mit dem
Titel «Von der Mind-the-Gap-Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln>»
ein. Zwar habe der Bundesrat den Status quo, welcher vor den Brexit-Wirren herrschte,
durch den Abschluss neuer Abkommen mit Grossbritannien erhalten kénnen, doch
diese «Mind-the-gap-Strategie» ginge gemaéss Cottier nicht weit genug. Schliesslich
habe der Bundesrat in seinem Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 2019 selber die
Méglichkeit «explorativer Gesprache zur Weiterentwicklung der Handelsbeziehungen»
erwahnt. Die Motion beauftragte den Bundesrat daher mit der Erarbeitung einer neuen
Strategie hinsichtlich der Handelsbeziehungen mit dem Vereinigten Koénigreich.
Gemeinsam mit anderen EFTA-Partnern oder gegebenenfalls alleine solle die Schweiz
ein «Freihandelsabkommen der zweiten Generation» aushandeln, so die Forderung des
Motionars. Die wirtschaftlichen Beziehungen mussten in Zukunft noch vertieft werden,
um Bereiche wie den Umweltschutz, Investitionserleichterungen, den Schutz des
geistigen Eigentums und technische Handelshemmnisse zu regein.

In seiner Stellungnahme hielt der Bundesrat fest, dass die Ziele der Motion denjenigen
der «Mind the gap Plus»-Strategie des Bundes entspréachen, wobei auch eine vertiefte
Zusammenarbeit im Polizei- und Justizbereich und den Finanzdienstleistungen
vorgesehen sei. Beide Lander seien an einem modernen und umfassenden
Handelsabkommen interessiert, jedoch hénge dessen Verhandlung vom
Losldsungsprozess zwischen dem Vereinigten Kénigreich und der EU ab. Aufgrund der
kohérenten Zielformulierung beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion.

Der Nationalrat hatte die Motion eigentlich in der Sommersession 2020 behandeln
sollen, jedoch wurde diese von Fabian Molina (sp, ZH) bekémpft und die Ratsdebatte
aus diesem Grund verschoben. *
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MOTION
DATE: 16.09.2020
AMANDO AMMANN

MOTION
DATE: 03.03.2021
AMANDO AMMANN

MOTION
DATE: 21.09.2011
FABIO CANETG

In der Herbstsession 2020 kam die Motion Cottier (fdp, NE) «Von der Mind-the-Gap-
Strategie zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln>» im Nationalrat zur Debatte.
Motionar Cottier wiederholte bei dieser Gelegenheit seine Forderung, die bilateralen
Beziehungen zwischen der Schweiz und dem Vereinigten Kénigreich zu intensivieren.
Welche Form das Abkommen schlussendlich erhalte, sei von den Verhandlungen
zwischen dem Vereinigten Kdnigreich und der EU abhangig. Fur Cottier stand diese
Forderung auch im Einklang mit der Legislaturplanung 2019-2023, die eine Vertiefung
der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen vorsieht. Fabian Molina (sp, ZH), welcher die
Motion in der Sommersession 2020 bekampft hatte, sprach sich zwar flr die temporare
Fortfuhrung der Personenfreiztgigkeit Schweiz-UK und die Erarbeitung neuer
politischer und wirtschaftlicher Beziehungen aus. Die SP wehre sich jedoch gegen einen
Freihandelsvertrag, der «primér der Bankenindustrie am Zlrcher Paradeplatz und der
Londoner City» nltze, so Molina. Die Deregulierung des Finanzplatzes, was nach Ansicht
von Molina das Ziel der Motion sei, wirde die europdischen Standards der
Bankenregulierung schwéachen und die Beziehung der Schweiz zur EU belasten. Fir
Molina sei ein solches Freihandelsabkommen nur im Rahmen der EFTA annehmbar,
daher forderte er die Ablehnung der Motion. Bundesrat Parmelin unterstitzte die
Forderungen der Motion hingegen, wies aber darauf hin, dass anstelle eines
umfassenden Freihandelsabkommens auch mehrere sektorale Abkommen denkbar
wéren. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrats und nahm die Motion mit
122 zu 69 Stimmen deutlich an. ®

Nachdem die APK-SR die Motion Cottier (fdp, NR) «Von der Mind-the-Gap-Strategie
zur Build-the-Bridge-Strategie wechseln» im Januar 2021 einstimmig zur Annahme
beantragt hatte, beriet sie der Stdnderat in der darauffolgenden Frihjahrssession. Die
Motion verlangte vom Bundesrat die Erarbeitung einer neuen Strategie fur vertiefte
Handelsbeziehungen mit dem Vereinigten Konigreich. Kommissionssprecher Damian
Miller (fdp, LU) sprach im Namen der Kommission dem Freihandelsabkommen «der
zweiten Generation», das neben dem Guterverkehr auch Dienstleistungen,
Investitionen, geistiges Eigentum etc. regulieren soll, die Unterstitzung aus. Mdller
zufolge stimmte die Kommission dem Bundesrat aber dahingehend zu, dass ein derart
umfassendes Abkommen erst dann umsetzbar sei, wenn der Brexit-Austrittsvertrag
zuvor vertieft analysiert worden sei. Auch Bundesrat Guy Parmelin betonte im Anschluss
mit Nachdruck, dass Sondierungsgesprache fur die Ermittlung der bilateralen
Interessen notig seien, bevor man mit der Verhandlung eines derartigen Abkommens
beginnen kdnne. Der Gesamtbundesrat winsche sich zudem eine gewisse formelle und
inhaltliche Flexibilitat bei der Erarbeitung des Abkommens. Die kleine Kammer nahm
die Motion stillschweigend an. ¢

Economie

Crédit et monnaie
Banques

Eine Motion Bischof (cvp, SO) beschaftigte sich mit den
Doppelbesteuerungsabkommen der Schweiz mit dem Vereinigten Kénigreich (UK) und
den USASie verlangte, dass alle Vertragspartner in Sachen Bankkundengeheimnis
ahnliche Regelungen vorsehen missten. Ivo Bischof erwéahnte rechtliche Moglichkeiten
in Grossbritannien und den USA, die verhinderten, die wirtschaftlich Berechtigten eines
Vermogenswerts offenzulegen. Der Bundesrat wurde beauftragt, eine entsprechende
Gesetzesanderung fur die Schweiz vorzuschlagen, die eine solche Moglichkeit ebenfalls
einschliesse. So sollte ein kompetitiver Rechtsrahmen fiir den Schweizer Finanzplatz
geschaffen werden. Bischof sah ein, dass die Losungen im Vereinigten Koénigreich und
den USA unbefriedigend seien, ging aber offensichtlich davon aus, dass die
auslédndischen Regelungen in den Verhandlungen nicht zur Disposition stehen wirden.
Trotz Einwand des Bundesrats, dass die Motion seinen Handlungsspielraum in den
Verhandlungen um die Doppelbesteuerungsabkommen einschréanke, wurde sie im
Nationalrat (Erstrat) mit 81 zu 75 und im Stédnderat (Zweitrat) mit 21 zu 12 angenommen.
Zusétzlich zur CVP unterstutzte allein die SVP die Motion, wahrend die Ubrigen Parteien
den Vorstoss ablehnten. ’
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MOTION
DATE: 31.12.2012
FABIO CANETG

MOTION
DATE: 19.06.2001
FRANCOIS BARRAS

Eine 2011 von beiden Raten Uberwiesene Motion Bischof, die vom Bundesrat gefordert
hatte, die Diskriminierung des Schweizer Finanzplatzes gegenlber Vertragspartnern
von Doppelbesteuerungsabkommen (DBA), namentlich den USA, bezlglich
Bankgeheimnis zu bekéampfen, wurde 2012 vom Bundesrat zur Abschreibung
empfohlen. Er sah keinen Anlass zu gesetzgeberischen Massnahmen. National- und
Standerat lehnten den Abschreibungsantrag jedoch ab, weshalb das Begehren am
Jahresende nach wie vor beim Bundesrat pendent war. ®

Agriculture
Production animale

Au niveau sanitaire enfin, la Confédération a prononcé plusieurs mesures au cours de
|'année. Elle a notamment interdit a la consommation les organes a risque des ovins et
des caprins: la téte et la moelle épiniere des moutons et des chévres agés de plus de 12
mois au moment de |'abattage devront étre incinérées. Interdiction aussi des engrais a
base de déchets d’animaux. De plus, la Suisse a interdit toute importation de viande de
porc en provenance de |'Autriche, suite a la découverte dans ce pays de cochons élevés
a grand renfort d’antibiotiques, d’hormones de croissance et de calmants. Les
hormones de croissance étaient déja au centre de la motion Sandoz (prd, VD)
demandant I'interdiction de toute viande de beeuf américain traité par ces moyens: une
commission du Conseil des Etats a rendu un avis négatif. Selon elle, cette disposition
irait a I'encontre des régles de I'OMC et risquerait d’entrainer des mesures de rétorsion
de la part des Etats-Unis. Le plénum a suivi I'avis de la commission en rejetant le point 1
de la motion (interdiction de la viande bovine en provenance des Etats-Unis) et a
proposé de transmettre sous forme de postulat les points 2, 3 et 4 de la motion, visant
a une meilleure transparence sur la provenance, la composition et les dangers
éventuels de la viande traitée aux hormones. Enfin, I'augmentation dramatique des cas
de fiévre aphteuse en Grande-Bretagne, puis dans certains autres pays européens, ont
conduit les autorités suisses a prendre des mesures radicales. Dés les premiers cas de
bétes malades outre-Manche, I'OVF a interdit I'importation du bétail et de tout produit
laitier ou carné venant de Grande-Bretagne via le trafic voyageur ou marchandise. Face
a la croissance continue de la maladie et a la découverte de foyers infectieux en France
et en ltalie, I'office a en outre bloqué I'accés au bétail vivant - beeuf, agneau et chévre -
en provenance de I'UE (Celui-ci représente environ 1500 tétes par an destinées a
I'élevage, tout bétail compris.), autorisant toutefois I'importation de viande. Une
mesure similaire a ensuite été prononcée contre la viande d’origine argentine, elle aussi
touchée par la fievre aphteuse. Les interdictions ont été levées en milieu d’année, a la
colére de certains milieux paysans. ?
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